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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  4 5  

vom 15. Februar 1921 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r, Vizekanzler B r e i s k y sowie die Bundesminister Dr. 

G l a n z, Dr. P a l t a u f, Dr. G r i m m, H a u e i s, H e i n l, Dr. P e s t a, Dr. R e s c h und 

Dr. G r ü n b e r g e r. 

 

Zugezogen: 

zu Punkt 2: Vom Bundesministerium für Finanzen: Ministerialrat Dr. W i l f l i n g, 

 „       „   6: Vom Bundesministerium für Heereswesen: Leitender Sektionschef M ü l l e r. 

. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 20.00 – 23.45 

 

Reinschrift (7 ½ Seiten), Konzept, unterfertigte Präsenzliste, zweifaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll. 

 

I n h a l t: 

1. Zulassung des Vereines der Oberschlesier zur Führung von telephonischen 

Staatsgesprächen in Angelegenheit der Abstimmung in Oberschlesien. 

2. Forderungen der Staats-(Staatsbahn-)Angestellten. 

3. Verzeichnis der in der Zeit vom 1. November 1920 bis 31. Jänner 1921 auf Grund des 

kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen Verordnungen; Vorlage an den 

Nationalrat. 

4. Organisationsstatut der Wirtschaftskommission. 

5. Frage der Einführung der Sommerzeit und der 24stündigen Tageszeitrechnung im 

Eisenbahn- und Postverkehr. 

6. Beschluß der Botschafterkonferenz in Angelegenheit der Stände der Gendarmerie, 
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Polizei und Wehrmacht. 

7. Gesetzesbeschlüsse mehrerer Landtage in Finanzangelegenheiten. 

8. Gesetzesbeschluß des oberösterreichischen Landtages über die Einhebung einer 

Gemeindeauflage auf Bier in den Gemeinden Linz und Steyr. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 2, [Bundesminister für Verkehrswesen], ohne Zahl, 

Ministerratsvortragsauszug (2 ½ Seiten): Forderungen der Staats- /Staatsbahn) Angestellten 

Beilage zu Punkt 3, [Bundeskanzleramt] Zl. 339, Verzeichnis der in der Zeit vom 1. 

November 1920 bis 31. Jänner 1921 auf Grund des kriegswirtschaftlichen 

Ermächtigungsgesetzes erlassenen Verordnungen, Vorlage an den Nationalrat (3 ½ Seiten) 

Beilage zu Punkt 4, [Bundeskanzleramt], ohne Zahl, Information vom 16. Februar 1921 

betreffend ein Organisationsstatut der „Kommission für den wirtschaftlichen Wiederaufbau 

Österreichs“ (2 Seiten); Bemerkungen (1 Seite); Information für den Herrn Bundesminister 

für Land- und Forstwirtschaft (2 ½ Seiten); Organisationsstatut (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5, Bundesminister für Verkehrswesen Zl. 1.289, Ministerratsvortrag (4 

Seiten): Ablehnung der Sommerzeit, Einführung der 24 stündigen Tageszeitrechnung im 

Eisenbahn- und Postverkehr 

Beilage zu Punkt 6, [Bundesminister für Inneres und Unterricht], ohne Zahl, Information über 

den Beschluss der Botschafterkonferenz in Angelegenheit der Stände der Gendarmerie, 

Polizei und Wehrmacht (3 Seiten); Entwurf für ein Antwortschreiben des Herrn 

Bundeskanzlers zur Note des Generalleutnants Zuccari vom 12.Februar 1921, Nr. 377 (3 ½ 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 7, Bundesminister für Inneres und Unterricht Zl. 32.365, 

Ministerratsvortragsauszug (1 ½ Seiten): Gesetzesbeschluss des Wiener Gemeinderates vom 

30. Dezember 1920 betreffend die Einhebung von Gebühren für die Kranken- und 

Leichenbeförderung in Wien mit städtischen Fahrbetriebsmitteln 

Beilage zu Punkt 7, Bundesminister für Inneres und Unterricht Zl. 49.129, 

Ministerratsvortragsauszug (2 Seiten): Von der Kärntner vorläufigen Landesversammlung 

beschlossener Entwurf eines Gesetzes über die Gemeindewahlordnung für die Gemeinden des 

Landes Kärnten, mit Ausnahme der Städte mit eignem Statut 

Beilage zu Punkt 7, Bundesminister für Inneres und Unterricht Zl. 39.067, Ministerratsvortrag 

(1 Seite): Vom Landtage Niederösterreich Land beschlossene Gesetzesentwürfe, betreffend 

die Einhebung von Beerdigungsgebühren in den Gemeinden Schrems, Scheibbs, 
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Neulengbach, Ohritz, Markt Aspang, Tribuswinkel, St. Pölten 

Beilage zu Punkt 7, Bundesminister für Inneres und Unterricht Zl. 36.386, Ministerratsvortrag 

(1 Seite): Gesetzesbeschluss des steiermärkischen Landtages vom 29. September 1920, womit 

die von der Kompetenz zur Bewilligung der Einhebung von Gemeinde- und Bezirksumlagen 

auf die umlagepflichtigen direkten Staatssteuern handelnden Bestimmungen des Gesetzes 

vom 10. Oktober 1905, L.G. u. V.Bl. Nr.105, und des Gesetzes vom 20. Jänner 1914, 

L.G.u.V.Bl. Nr.22 abgeändert werden 

Beilage zu Punkt 7, Bundesminister für Inneres und Unterricht Zl. 36.429, Ministerratsvortrag 

(1 Seite): Gesetzesbeschlüsse des Salzburger Landtages vom 4. Dezember 1920 

Beilage zu Punkt 7, Bundesminister für Inneres und Unterricht Zl. 39.072, 

Ministerratsvortragsauszug (1 Seite): Gesetzesbeschluss der vorläufigen Landesversammlung 

von Kärnten vom 26. November 1920, betreffend die Einhebung der von den kärntnerischen 

Gemeinden einzuhebenden Vieh- und Fleischbeschaugebühren 

Beilage zu Punkt 7, Bundesminister für Inneres und Unterricht Zl. 43.395, Ministerratsvortrag 

(1 Seite): Gesetzesbeschluss des oberösterreichischen Landtages vom 25. November 1920, 

betreffend die Einhebung einer Mietzinshellerauflage im Gemeindegebiet der Stadt Steyr 

Beilage zu Punkt 7, Bundesminister für Inneres und Unterricht Zl. 39.066, 

Ministerratsvortragsauszug (1 Seite): Niederösterreichische Gesetzesbeschlüsse vom 4. Jänner 

1921, betreffend die Einhebung von Totenbeschaugebühren in den Gemeinden Bischofstetten, 

Altlengbach, Krems, Jahrings, Purrath, Schloß Rosenau, Gföhl, Friedersbach, Ernsthofen, 

Tribuswinkel, Thallern, Weinzierl am Walde, Zöbern, Furth und Arbesbach 

Beilage zu Punkt 8, Bundesminister für Inneres und Unterricht Zl. 51.061, 

Ministerratsvortragsauszug (1 ½ Seiten): Gesetzesbeschlüsse des o.ö. Landtages vom 25. 

November 1920 über die Einhebung einer Gemeindeauflage auf Bier in den Gemeinden Linz 

und Steyr und vom 25. November 1920, womit die Bestimmungen des Gesetzes vom 22. 

Dezember 1914, L.G.Bl .Nr. 58, betreffend die Einhebung von Gemeindeauflagen auf Bier 

und gebrannte geistige Flüssigkeiten abgeändert werden 

Weiters liegt bei: 

Geheimer Anhang zum MRP Nr. 45 des Bundesministeriums für Heereswesen Zl. 185, 

Ministerratsvortrag (6 ½ Seiten): Forderungen des interalliierten 

Heeresüberwachungsausschusses, betreffend die Ablieferung von Kriegsmaterial 

Bundesministerium für Finanzen, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (3 Seiten): Entwurf eines 

Gesetzes über die Zivilangestellten der Verwaltung des Hofärars und des für das Haus 

Habsburg-Lothringen oder für eine Zweiglinie desselben gebundenen Vermögens; 
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Bundesgesetz (5 ½ Seiten); Begründung (2 Seiten) 

 

1. 

Zulassung des Vereines der Oberschlesier zur Führung von telephonischen Staatsgesprächen 

in Angelegenheit der Abstimmung in Oberschlesien. 

B.-M. Dr. P e s t a teilt mit, daß sich der „Verein der Heimattreuen Oberschlesier“ an das 

Bundesministerium für Verkehrswesen mit der Bitte gewendet habe, ihm für die Dauer der 

Vorbereitungen der Abstimmung in Oberschlesien die Führung von telephonischen 

Staatsgesprächen über Berlin, München, Breslau und Budapest zu gestatten. In der Eingabe 

werde darauf hingewiesen, daß dem gleichen Ansuchen vom Deutschen Reich willfahrt 

worden sei. 

In der sich hierüber abwickelnden Debatte tritt die Anschauung zutage, daß die aufrechte 

Erledigung dieses Ansuchens von der Entente voraussichtlich als einseitige Stellungnahme 

der österreichischen Regierung gedeutet werden könnte. 

Der Ministerrat einigt sich über Antrag des B.-M. H e i n l dahin, dem einschreitenden 

Vereine die Benützung einer der deutschen Gesandtschaft beziehungsweise dem deutschen 

Konsulate zur Verfügung stehenden Fernsprechstelle nahezulegen. In diesem Falle würden 

die Organe der Telephonverwaltung angewiesen werden, den beiden erwähnten auswärtigen 

Vertretungsstellen das möglichste Entgegenkommen bei der Abwicklung dieser Gespräche 

angedeihen zu lassen. Im Bedarfsfalle könnte der deutschen Gesandtschaft allenfalls eine 

staatliche Fernsprechstelle bekanntgegeben werden, welche zur Benützung für derartige Fälle 

heranzuziehen wäre. 

 

2. 

Forderungen der Staats-(Staatsbahn-)Angestellten. 

B.-M. Dr. P e s t a gibt bekannt, daß die sozialdemokratische Gewerkschaft der 

Eisenbahnbediensteten die Forderung nach Verdoppelung der Teuerungszulage ab 1. März l. 

J. gestellt und die Auszahlung eines Vorschusses (ungefähr 500 Kronen) noch in diesem 

Monate verlangt habe. Die Verwirklichung dieser Forderungen würde - alle Staatsangestellten 

mit inbegriffen - den Staatshaushalt mit 5.2 Milliarden belasten. Immerhin glaube Redner 

jedoch im Hinblick auf den Nachdruck, mit welchem dieses Verlangen vertreten werde, auf 

eine rechtzeitige und erschöpfende Behandlung dieser Angelegenheit im Ministerrate einraten 

zu sollen. 

B.-M. Dr. G r i m m teilt ergänzend mit, daß diese Forderungen an finanzieller 
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Auswirkung noch überholt werden durch das mittlerweile bekanntgewordene Verlangen der 

Staatsangestellten, welche durch den Zentralverband der Staatsangestelltenvereinigungen 

gemeinsam mit der Gewerkschaft der Akademiker in öffentlichen Diensten eine 

Verdoppelung der Gesamtbezüge anstreben. Es bedürfe keiner weiteren Darlegung, daß die 

Regierung hiedurch neuerlich vor eine überaus ernste Entscheidung gestellt sei. In Anbetracht 

der in Aussicht genommenen Verhandlungen in London erschiene es seiner Auffassung nach 

überaus wünschenswert, die Entscheidung über diese die Staatsfinanzen so unerträglich 

belastenden Forderungen vorläufig hinauszuschieben, zumal eine Bedeckung des 

Mehrerfordernisses innerhalb dieser kurzen Zeit keinesfalls sichergestellt werden könnte. 

Über Aufforderung des V o r s i t z e n d e n gibt Ministerialrat Dr. W i l f l i n g eine 

eingehende Darstellung seiner mit den Vertretern der genannten Angestelltenorganisationen 

bereits eingeleiteten Verhandlungen; hierüber entwickelt sich eine längere Debatte, in deren 

Zuge B.-M. Dr. P e s t a der Anschauung Ausdruck gibt, daß vielleicht durch die 

Flüssigmachung eines Betrages von 500 Kronen bis 20. d. M. Weiterungen vermieden und die 

Austragung dieser Angelegenheit bis zum Abschluß der Londoner Verhandlungen 

hinausgeschoben werden könnten. 

Der Ministerrat gelangt sohin zu nachstehenden Beschlüssen: 

1. Die Bundesministerien für Finanzen und für Verkehrswesen werden beauftragt, den 

Staats-(Staatsbahn-)Angestellten vor Augen zu führen, daß es vorläufig nicht angehe über die 

von ihnen gestellten Forderungen meritorisch zu verhandeln, weil die Regierung inmitten der 

Lösung der Kreditfrage stehe und es sich in kurzer Zeit entscheiden werde, inwieweit uns eine 

auswärtige Hilfe zuteil wird. Damit aber die Angestellten erkennen, daß die Regierung in 

Würdigung der Notlage der Beamtenschaft das Menschenmöglichste vorkehrt, ist sie bereit, 

den Staatseisenbahnbediensteten einen Vorschuß im Betrage von 500 Kronen (abgestuft nach 

Ortsklassen) und den Staatsbediensteten den noch aus der Angleichung an die Neuregelung 

der Bezüge der Staatsbahnbediensteten restierenden Vorschuß von 1000 Kronen noch in 

diesem Monate flüssig zu machen. Gleichzeitig wird die Regierung verpflichtet, für die 

Bedeckung dieser Auslage Vorsorge zu treffen. 

2. Die weiteren Verhandlungen mit den Staatsangestellten sind ungefähr auf folgender 

Grundlage zu führen: 

Der Betrag, der aus der Neuregelung der Bezüge der Staatsbahnbediensteten ab 1. Jänner 

1921 auf die Staatsangestellten entfällt, ist nicht in gleicher Weise aufzuteilen, wie dies bei 

der Regelung der Bezüge der Staatsbahnbediensteten geschehen ist, sondern in der Weise, daß 

zwar die Erhöhung der Teuerungszulagen auf den gleichen Betrag erfolgt wie bei den 
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Staatsbediensteten (20.000 Kronen in Wien und abgestuft nach den Ortsklassen), die 

Erhöhung der Gehaltsbezüge jedoch nicht wie bei den Staatsbahnbediensteten (das ist mit 40 

Prozent des Gehaltes bei 100 prozentigem Ortszuschlag) sondern mit einem 100 Prozent des 

Gehaltes bei 40 prozentigem Ortszuschlag übersteigenden Prozentsatz in allen 

Besoldungsgruppen, wobei in den untersten Gruppen die auf die anrechenbaren Bezüge der 

Staatsbahnbediensteten noch fehlenden Differenzen durch Zufügung fester Differenzbeträge 

auszugleichen wären. Für die mittleren und höheren Gruppen, etwa von der 11. Gruppe 

angefangen würde sich im Endergebnis eine anfänglich geringfügige, später steigende 

Erhöhung der Gehaltsbezüge und der Vorrückungsbeträge der Staatsangestellten gegenüber 

den neuen Sätzen der Staatsbahnbediensteten ergeben. Diese Regelung wird dadurch 

ermöglicht, daß die bei den Staatsbahnbediensteten durchgeführte Erhöhung der 

Familienzulagen (Frauen- und Kinderzulage) bei den Staatsangestellten nicht oder nicht voll 

durchgeführt wird. 

Anknüpfend an die im Zuge der Debatte aufgeworfene Frage des Personalabbaues 

beschließt der Ministerrat weiters, daß gleichzeitig mit der Besoldungsordnung ein 

Gesetzentwurf im Nationalrate einzubringen ist, wonach in Abänderung der einschlägigen 

Bestimmungen der Dienstpragmatik Beamte aus Dienstesrücksichten von amtswegen auch 

einem anderen Ressort überwiesen werden können. Diese Bestimmung hat auch die 

Bediensteten der Staatseisenbahnen zu umfassen Die Ausarbeitung des bezüglichen 

Gesetzentwurfes wird der gegenwärtig tagenden interministeriellen Kommission zur 

Vorberatung der Besoldungsordnung übertragen. 

 

3. 

Verzeichnis der in der Zeit vom 1. November 1920 bis 31. Jänner 1921 auf Grund des 

kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen Verordnungen; Vorlage an den 

Nationalrat. 

Der V o r s i t z e n d e erbittet die Genehmigung des Ministerrates, ein Verzeichnis und 

eine Sammlung der in der Zeit vom 1. November 1920 bis 31. Jänner 1921 auf Grund des 

kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen Verordnungen dem Präsidium des 

Nationalrates vorlegen zu dürfen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Genehmigung. 

 

4. 

Organisationsstatut der Wirtschaftskommission. 
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Der V o r s i t z e n d e teilt mit, daß der Präsident der Wirtschaftskommission den Entwurf 

eines von ihm ausgearbeiteten Organisationsstatutes dieser Körperschaft, die hiernach die 

Bezeichnung „Kommission für den wirtschaftlichen Wiederaufbau Österreichs“ führen solle, 

mit der Bitte vorgelegt habe, die Bundesregierung wolle zu diesem Statutenentwurf, bevor er 

dem Plenum der Kommission zur Beschlußfassung vorgelegt werde, grundsätzlich Stellung 

nehmen. 

Der V o r s i t z e n d e bemerkt hiezu, daß die Genehmigung dieses Statuts die Schaffung 

einer neuen Bundesinstanz bedeuten würde. Im § 3 des Entwurfes sei nämlich vorgesehen, 

daß die Bundesministerien Gesetzentwürfe, die den wirtschaftlichen Wiederaufbau betreffen, 

vor der Einbringung im Nationalrate, ferner besonders wichtige Verordnungen vor ihrer 

Erlassung der Kommission zur Begutachtung übergeben müssen; weiters sei vorgesehen, daß 

die Bundesbehörden verpflichtet sind, der Kommission auf Verlangen die zur Erfüllung ihrer 

Obliegenheiten erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Kommission gedenke unmittelbar 

mit den Behörden und den gesetzgebenden Körperschaften zu korrespondieren. Durch die 

Bestimmung, wonach es dem Präsidenten der Kommission vorbehalten wäre, die Höhe der 

aus Bundesmitteln zu bestreitenden Taggelder und Reiseauslagen der Mitglieder festzusetzen, 

sowie den Ersatz von Verdienstentgang zu bewilligen, endlich daß das Bundeswappen im 

Siegel der Kommission geführt werden solle, würde der letzteren ein bundesbehördlicher 

Charakter zugebilligt werden, wie dies bei derartigen Einrichtungen nicht üblich sei. 

B.-M. H e i n l führt aus, die Kommission würde nach dem vorliegenden Statutenentwurf 

einen Reichswirtschaftsrat darstellen, der ungefähr dieselben Funktionen wie der deutsche 

Reichswirtschaftsrat hätte. Selbstverständlich könnte eine solche Kommission nur im 

Einvernehmen mit allen beteiligten wirtschaftlichen Interessentenvertretungen errichtet und 

zusammengesetzt werden. Im vorliegenden Fall solle aber eine Kommission, welche aus einer 

Enquête mit einer festumschriebenen Aufgabe hervorgegangen ist und deren 

Zusammensetzung jedenfalls mehr oder weniger durch zufällige Momente beeinflußt war, 

Aufgaben und Rechte erhalten, die nur einem förmlichen Bundes-Wirtschaftsparlamente im 

Wege der Gesetzgebung eingeräumt werden können. Damit würde die von der 

Bundesregierung eingesetzte Wirtschaftskommission für den Preisabbau einen Wirkungskreis 

erhalten, zu dem sie weder in sachlicher noch in personeller Hinsicht berufen oder geeignet 

wäre, in letzterer Hinsicht umsoweniger, als die Länder in der neu berufenen Kommission nur 

spärlich vertreten seien. 

I n  m e r i t o enthalte der Entwurf des Organisationsstatutes Vorschriften für die 

Staatsverwaltung, die nur im Gesetzgebungswege erlassen werden können. Das 
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Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten müsse sich daher auf das 

Entschiedenste gegen die Genehmigung des vorliegenden Statutes aussprechen. Der 

Wirkungskreis der neu geschaffenen Wirtschaftskommission für den Preisabbau wäre 

vielmehr in der Richtung zu begrenzen, daß sich ihre Tätigkeit auf die Angelegenheiten zu 

erstrecken hätte, welche die Bekämpfung der Teuerung und die Besserung der Lebenshaltung 

der Bevölkerung zum Gegenstande haben. 

Die B.-M. Dr. G r ü n b e r g e r, H a u e i s und Dr. G r i m m sprechen sich im gleichen 

Sinne aus; ersterer verweist insbesondere noch darauf, daß aus dem Entwurfe nicht zu 

entnehmen sei, ob es sich um einen Beirat der Regierung, oder um eine selbständige 

Körperschaft handle, in welch´ letzterem Falle für ihre Errichtung ein Akt der Gesetzgebung 

erforderlich wäre. Jedenfalls müßte eine strenge Abgrenzung des Tätigkeitsgebietes zwischen 

der neuen Kommission und der bereits bestehenden und bewährten Wirtschaftskommission 

im Bundesministerium für Volksernährung erfolgen. 

Über Antrag des Vizekanzlers B r e i s k y ermächtigt der Ministerrat das 

Bundeskanzleramt, dem Präsidenten Dr. Schechner zu eröffnen, daß der Ministerrat die 

Schaffung eines Statutes für die Wirtschaftskommission zwar grundsätzlich nicht ablehne, der 

vorliegende Entwurf jedoch unter Berücksichtigung der im Zuge der Debatte geltend 

gemachten Bedenken abgeändert werden müßte. Den Verhandlungen mit Dr. Schechner 

werden Vertreter der Bundesministerien für Volksernährung, für Handel und Gewerbe 

Industrie und Bauten, für Land- und Forstwirtschaft sowie für Finanzen zuzuziehen sein. 

 

5. 

Frage der Einführung der Sommerzeit und der 24stündigen Tageszeitrechnung im Eisenbahn- 

und Postverkehr. 

B.-M. Dr. P e s t a berichtet, daß bei der anfangs Dezember v. J. in Bern abgehaltenen 

europäischen Fahrplankonferenz Anträge auf Ablehnung der Sommerzeit sowie auf 

Einführung der 24 stündigen Tageszeitrechnung im Eisenbahn- und Postverkehr vorlagen. 

In den dort getroffenen Vereinbarungen habe die Konferenz jedoch keine bindenden 

Beschlüsse erblickt, sondern es den anwesenden Vertretern der interessierten Staaten 

anheimgestellt, diesbezüglich an ihre Regierungen heranzutreten. 

Dem Antrage auf Ablehnung der Sommerzeit, der von der Verwaltung der schweizerischen 

Bundesbahnen eingebracht worden sei, hätten sich auch die niederländischen Eisenbahnen 

sowie die Generaldirektion der Südbahn in Wien und die Betriebsdirektion der Südbahn in 

Laibach angeschlossen. Seine Begründung weise auf die bedeutenden Schwierigkeiten hin, 
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die bei den zweimal jährlich - Beginn und am Ende der Sommerzeit - notwendigen 

Fahrplanverhandlungen entstehen und die noch dadurch erhöht werden, daß der Übergang zur 

und von der Sommerzeit nicht bei allen Staaten am gleichen Tage, sondern zeitlich ganz 

verschieden erfolge, insbesonders aber mit dem gewöhnlichen Fahrplanwechsel, das ist 1. 

Juni und 30. September nicht übereinstimme. Die Antragsteller wünschten daher, daß, wenn 

schon der allgemeine Verzicht auf die Einführung der Sommerzeit nicht erreichbar wäre, 

mindestens der Zeitwechsel für alle in Betracht kommenden Staaten auf denselben Tag 

festgesetzt werde. 

Die dargelegten Einwendungen treffen auch für die österreichischen Eisenbahnen im 

vollen Umfange zu. Dazu komme noch, daß unsere Nachbarstaaten, Deutschland, die Schweiz 

und die Tschechoslowakei auch heuer wieder die mitteleuropäische Zeit beibehalten werden 

und daß nach den Beschlüssen der Berner Fahrplankonferenz jene Länder, die ihre Zeit 

geändert haben, sich bei Erstellung des Fahrplanes von Zügen, die das Gebiet mehrerer 

Staaten berühren, nach den anderen, die die mitteleuropäische Zeit belassen haben, richten 

müssen. Dies wäre für die österreichischen Eisenbahnen, falls die Sommerzeit eingeführt 

werden sollte, mit fortwährenden, heute sehr kostspieligen Fahrplanänderungen verbunden 

und brächte überdies beständige Unruhe und Verwirrung in den Verkehr. Das 

Verkehrsministerium könne auch nicht umhin, nach den Erfahrungen des vergangenen 

Sommers, in dem einerseits die Abneigung der Länder und weitesten Kreise der Bevölkerung 

gegen die Sommerzeit zu den unhaltbaren Zuständen, die aus der verschiedenen Gangart der 

Bahn- und Stadtuhren entstanden, geführt habe, andererseits in Anschlußbahnhöfen nach dem 

Auslande die Abfertigung von Zügen in ein und derselben Station nach zwei verschiedenen 

Uhren erfolgen mußte, darauf hinzuweisen, daß in solchen Verhältnissen ein nicht zu 

übersehendes Gefahrenmoment für die Sicherheit des Betriebes liege. Es möchte überdies zu 

bedenken geben, daß das Eisenbahnpersonal, dem durch die verschiedene Zeitrechnung in 

Dienst und Haushalt große Unannehmlichkeiten und oft auch ansehnliche Kosten erwachsen 

seien, für die zuletzt wieder die Eisenbahnverwaltungen unmittelbar oder mittelbar 

aufkommen mußten, heuer der Einführung der Sommerzeit jedenfalls einen heftigeren 

Widerstand entgegensetzen würde. 

Redner beantrage daher, von der Einführung der Sommerzeit Abstand zu nehmen. Sollte 

dieser Antrag nicht angenommen werden, so müßte das Verkehrsministerium schon aus 

Gründen wirtschaftlicher Natur und aus Rücksicht auf die unbedingt gebotene Vereinfachung 

der Übergangsmaßnahmen sowie in Übereinstimmung mit den in Bern getroffenen 

Vereinbarungen den größten Wert darauf legen, daß der Übergang zur und von der 
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Sommerzeit mit dem Fahrplanwechsel zusammenfalle, also daß sie am 1. Juni beginne und 

am 30. September ende. 

Was die Einführung der 24 stündigen Tageszeitrechnung anbelange, sei der von der 

Generaldirektion der Südbahn in Wien eingebrachte Antrag begründet worden, wie folgt: 

„Die in einigen Staaten noch übliche Angabe der Verkehrszeiten der Züge in Vormittags- 

und Nachmittagsstunden sowohl in den veröffentlichten Fahrplänen, wie auch in den 

Dienstfahrordnungen ist insoferne mit großen Nachteilen verbunden, als diese Art der 

Zeitangabe leicht zu Verwechslungen führt, die unter Umständen recht unliebsame Folgen 

nach sich ziehen. Ganz abgesehen von der umständlicheren Ausdrucksweise schon im 

mündlichen Verkehr, ist selbst bei aufmerksamster Redigierung der Fahrpläne, Kursbücher 

usw. wie auch bei deren Lesung das Fehlen beziehungsweise Übersehen eines sogenannten 

Nachtstriches, der für die Zeitangaben von 6 Uhr nachmittags bis 5 Uhr 59 vormittags zur 

Anwendung gelangt, oft schwer zu vermeiden. Aus diesem Grunde erscheint die in vielen 

Staaten längst bestehende 24 stündige Tageszeitrechnung speziell für den Eisenbahndienst 

weitaus praktischer. 

Der Antrag strebe die Einführung der 24 stündigen Tageszeitrechnung wenigstens im 

Eisenbahnverkehre an. 

Das Verkehrsministerium erkenne an, das die Einführung der neuen Bezeichnung von der 

Bevölkerung, besonders im Anfang, als Schwierigkeit empfunden werden dürfte. Es glaube 

aber dessenungeachtet eine höhere Warte einnehmen zu müssen, wenn dadurch eine der 

wichtigsten Lebensfragen des Staates, das ist unsere Anpassung an den internationalen 

Verkehr, an dem wir infolge unserer geographischen Lage als Brücke zwischen West und Ost, 

mehr als irgend ein anderes Land gebunden sind, gefördert werden könne. In Frankreich, 

Belgien, Italien, Rumänien, in der Tschechoslowakei und im Königreiche S. H. S. sei oder 

werde die 24stündige Tageszeitrechnung durchgeführt - wahrscheinlich werde auch Ungarn 

sie annehmen. Dazu komme, daß die Südbahn, deren Netz über vier Länder reicht, von denen 

zwei die neue Bezeichnung anwenden, natürlich das größte Interesse daran haben müsse, ihre 

Tageszeitrechnung einheitlich zu gestalten und somit auch auf den österreichischen Linien die 

bisher geübte Unterscheidung zwischen Tag- und Nachtzeiten aufzulassen. 

Im Gegensatze zu den bedeutenden Kosten und einschneidenden Veränderungen, die die 

allgemeine Einführung der 24 stündigen Tageszeitrechnung im bürgerlichen Leben 

verursachen würden, stehen dieser Maßnahme im Eisenbahn- und Postverkehre keine 

wesentlichen Schwierigkeiten entgegen, weshalb das Verkehrsministerium beabsichtige, 

gleichzeitig mit Beginn der Sommerfahrordnung, das ist am 1. Juni 1921, im gesamten 
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Eisenbahn- und Postverkehre die 24 stündige Tageszeit einzuführen. 

Redner beantrage, der Ministerrat wolle diesen Vorschlägen die Zustimmung erteilen. 

B.-M. Dr. G r ü n b e r g e r macht darauf aufmerksam, daß im Vorjahre die Ententemächte 

aus Ersparungsrücksichten nachdrücklich für die Einführung der Sommerzeit in Österreich 

eingetreten seien. 

B.-M. Dr. G r i m m meint, daß aus Gründen der Ersparnis die Frage der Abstandnahme 

von der Einführung der Sommerzeit im allgemeinen Verkehre noch gründlich erwogen 

werden sollte. 

Der V o r s i t z e n d e und B.-M. H a u e i s verweisen auf die in den Ländern zutage 

getretene allgemeine Abneigung gegen die Sommerzeit und die großen Schwierigkeiten, die 

sich daraus in den früheren Jahren ergeben haben. 

Der Ministerrat stimmt schließlich den Anträgen des Bundesministers für Verkehrswesen 

zu. 

 

6. 

Beschluß der Botschafterkonferenz in Angelegenheit der Stände der Gendarmerie, Polizei und 

Wehrmacht. 

B.-M. Dr. G l a n z erinnert daran, daß die Botschafterkonferenz mit Beschluß vom 22. 

Dezember 1920 der österreichischen Regierung eine Vermehrung der Gendarmerie und 

Polizei über das nach dem Staatsvertrage von St. Germain zugestandene Kontingent 

zugebilligt, jedoch gleichzeitig gefordert habe, daß das gegenüber den Ständen dieser 

Wachkörper im Jahre 1913 sich ergebende Plus in dem für die Wehrmacht zugelassenen 

Höchststande seine Deckung finde. Trotz der hiegegen von der österreichischen Regierung 

erhobenen Vorstellung habe nun die Botschafterkonferenz, wie Generalleutnant Z u c c a r i in 

einer Note vom 12. Februar d. J. mitteilt, einen Beschluß gefaßt, der an dem Beschlusse vom 

22. Dezember v. J. festhält und es gleichzeitig der österreichischen Regierung freistellt, die 

Effektivstände der Gendarmerie und Polizei, insoweit sie jene des Friedensvertrages 

überschreiten, in die Wehrmacht einzureihen und dortselbst einzurechnen, wobei diese 

Effektivstände eigene Formationen innerhalb der Wehrmacht bilden könnten. 

Ein Eingehen auf diesen Beschluß hätte zur Folge, daß Polizei und Gendarmerie in zwei 

Teile zerlegt werden müßten, von denen der eine Teil ein ziviler Wachkörper, der andere Teil 

aber militarisiert wäre. Entweder für die Angehörigen der Sicherheitswachkörper oder aber 

für die Angehörigen der Wehrmacht müßten somit zwei verschiedene Dienstrechte gelten, 

wodurch ein völlig unhaltbarer Zustand geschaffen würde. Auch würde jede einheitliche 
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Führung der Polizei und Gendarmerie entfallen. 

Es sei nicht zu verkennen, daß diesem letzteren Beschlusse rein militärische Erwägungen 

und offenbar irgend welche Analogien mit den ganz verschiedenen Verhältnissen im 

Deutschen Reiche zu Grunde liegen, während er das erforderliche Verständnis für die 

besonderen Verhältnisse Österreichs und speziell für die Bedeutung der Aufrechterhaltung der 

gegenwärtigen Organisation der Polizei und Gendarmerie vermissen lasse. Es werde daher 

zweifellos nicht genügen, daß dem interalliierten Heeresüberwachungsausschuß neuerlich die 

Gründe auseinandergesetzt werden, die es der österreichischen Regierung unmöglich machen, 

auf diesen Vorschlag der Botschafterkonferenz einzugehen, vielmehr werde es unbedingt 

notwendig sein, gleichzeitig durch unseren Gesandten in Paris an die Botschafterkonferenz 

heranzutreten und sie durch eine nachdrückliche Darlegung der tatsächlichen Verhältnisse 

und der mit Mißgriffen in der Gendarmerie und Polizeifrage verbundenen, nicht bloß auf das 

Gebiet Österreichs beschränkten Gefahren zu bestimmen, den Schwierigkeiten der 

gegenwärtigen Lage Österreichs Rechnung zu tragen. Eine analoge Aktion hätte gleichzeitig 

bei den Wiener Gesandtschaften der Hauptmächte einzusetzen. 

Der Ministerrat genehmigt den Entwurf einer im Gegenstande an Generalleutnant 

Z u c c a r i zu richtenden Note des Bundeskanzlers sowie die Durchführung der beantragten 

diplomatischen Schritte. 

 

7. 

Gesetzesbeschlüsse mehrerer Landtage in Finanzangelegenheiten. 

Über Antrag des B.-M. Dr. G l a n z beschließt der Ministerrat, gegen nachstehende 

Gesetzesbeschlüsse keinen Einspruch zu erheben und der sofortigen Verlautbarung 

zuzustimmen: 

1. Gesetzesbeschluß des Gemeinderates als Landtages in Wien vom 30. Dezember 1920, 

betreffend die Einhebung von Gebühren für die Kranken- und Leichenbeförderung in Wien 

mit städtischen Fahrbetriebsmitteln (mit einer vom Bundesministerium für soziale 

Verwaltung angeregten Änderung, deren Durchführung vom Wiener Magistrate zugesichert 

wurde); 

2. Gesetzesbeschluß der Kärntner vorläufigen Landesversammlung vom 25. Jänner 1921 

über die Gemeindewahlordnung für die Gemeinden des Landes Kärnten mit Ausnahme der 

Städte mit eigenem Statut; 

3. Gesetzesbeschlüsse des Landtages Niederösterreich-Land vom 4. Jänner 1921, 

betreffend die Einhebung von Beerdigungsgebühren in den Gemeinden Schrems, Scheibbs, 



45 – 1921-02-15 

Neulengbach, Obritz, Markt Aspang, Tribuswinkel und St. Pölten; 

4. Gesetzesbeschluß des steiermärkischen Landtages vom 29. September 1920, womit die 

von der Kompetenz zur Bewilligung der Einhebung von Gemeinde- und Bezirksumlagen auf 

die umlagepflichtigen direkten Staatssteuern handelnden Bestimmungen des Gesetzes vom 

10. Oktober 1905, L.G. u. V.Bl. Nr. 105, und des Gesetzes vom 20. Jänner 1914, L.G. u. 

V.Bl. Nr. 22, abgeändert werden; 

5. Gesetzesbeschlüsse des Salzburger Landtages vom 4. Dezember 1920, betreffend 

a) die Abänderung des Gesetzes vom 13. Februar 1920, L.G.Bl. Nr. 67, über die Einhebung 

einer selbständigen Gemeindeauflage auf den Verbrauch von Bier und gebrannten geistigen 

Flüssigkeiten in der Stadt Salzburg, 

b) die Abänderung des Gesetzes vom 14. Februar 1920, L.G.Bl. Nr. 51, über die Einhebung 

einer selbständigen Auflage auf den Verbrauch von Wein in der Stadt Salzburg, 

c) die Einhebung von 5 Prozent Mietzinshellern und 5 Prozent Schulhellern in der 

Landeshauptstadt Salzburg, 

d) die Einhebung von Taxen für die Augenscheinvornahme aus Anlaß von Baulichkeiten 

und Bauveränderungen bei Privatgebäuden, dann für andere Amtshandlungen in Bausachen, 

welche in den Wirkungskreis der Stadtgemeinde Salzburg gehören, 

e) die Einhebung von Taxen für die Aufnahme beziehungsweise Zusicherung der Aufnahme 

in den Gemeindeverband der Stadt Salzburg; 

6. Gesetzesbeschluß der Kärntner vorläufigen Landesversammlung vom 26. November 

1920, betreffend die Erhöhung der von den kärntnerischen Gemeinden anzuhebenden Vieh- 

und Fleischbeschaugebühren; 

7. Gesetzesbeschluß des oberösterreichischen Landtages vom 25. November 1920, 

betreffend die Einhebung einer Mietzinshellerauflage im Gemeindegebiete der Stadt Steyr; 

8. Gesetzesbeschlüsse des Landtages Niederösterreich-Land vom 4. Jänner 1921, 

betreffend die Einhebung von Totenbeschaugebühren in den Gemeinden Bischofstetten, 

Altlengbach, Krems, Jahrings, Purrath, Schloß Rosenau, Gföhl, Friedersbach, Ernsthofen, 

Tribuswinkel, Thallern, Weinzierl am Walde, Zöbern, Furth und Arbesbach. 

9. Gesetzesbeschluß des oberösterreichischen Landtages vom 25. November 1920, womit 

die Bestimmungen des Gesetzes vom 22. Dezember 1914, L.G.Bl. Nr. 58, betreffend die 

Einhebung von Gemeindeauflagen auf Bier und gebrannte geistige Flüssigkeiten abgeändert 

werden. 

 

8. 
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Gesetzesbeschluß des oberösterreichischen Landtages über die Einhebung einer 

Gemeindeauflage auf Bier in den Gemeinden Linz und Steyr. 

B.-M. Dr. G l a n z teilt mit, daß der oberösterreichische Landtag in seiner Sitzung am 25. 

November 1920 einen Gesetzesbeschluß gefaßt habe, wodurch die Gemeindebierauflage in 

den Gemeinden Linz und Steyr mit 40 Kronen für den Hektoliter festgesetzt werden solle. 

Das Bundesministerium für Finanzen habe beantragt, gegen diesen Gesetzesbeschluß 

Einspruch zu erheben, da es aus bundesfinanziellen Interessen einer Gemeindebierauflage 

über den halben Satz der staatlichen Biersteuer, somit über 20 Kronen per Hektoliter nicht 

zustimmen könne. Zwecks Wahrung der Frist habe das Bundesministerium für Inneres und 

Unterricht telegraphisch Einspruch erhoben. Redner erbitte sich hiefür die nachträgliche 

Genehmigung des Ministerrates. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene nachträgliche Genehmigung. 
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45. 15/II. 8 h Abends. 45. 15/2 
Wilfing 
Sektionschef Müller  
Obstl. Dr. Zobering 
Obstl. Novakovski 

Breisky: Personalien. 
Paltauf: Personalien. 

1) Breisky: Personalien. 
2) Paltauf: Personalien. Wollauer, Dr. Fraidl 

 
Pesta: Telegramm der Landesregierung 
Klagenfurt. Mit Rücksicht auf Kabinettsrat-
Beschluss betrefflich Asslinger. Es könnte 
nunmehr der Gesamtverkehr geöffnet werden 
mit 21. II. 
Nunmehr hat die Landesregierung Einspruch 
erhoben. 
Vorkehrungen für Grenzsperren können bis 
dahin nicht getroffen werden, daher Aufnahme 
des Gesamtverkehrs nicht möglich. Das ist eine 
absolute Unmöglichkeit für unser Ressort. 
Störungen auf die Südbahn. Ich habe das schon 
früher dargelegt. Ich bringe das nur zur 
Kenntnis, weil ich darüber zur Tagessordnung 
übergehen muss. 
Heinl: Wann werden die Pass-Revisionen 
überhaupt aufhören? Man müsste endlich mit 
den Landesregierungen reden, dass das endlich 
aufhört. 
Glanz: Es finden in der nächsten Zeit 
Wirtschafts-Verhandlungen mit den 
Landesregierungen über den Reiseverkehr statt. 
Wäre ganz gut, wenn auch seitens der Partei auf 
die Landeshauptmänner eingewirkt würde. Die 
Ressort-Minister Verkehr und Handel sollten an 
mich formelle Ansuchen richten, die ich bei der 
Konferenz mit den Landesregierungen vertreten 
könnte. 
Mayr: Bitte das zu tun. 

3) Pesta: Klagenfurt Telegramm: Minister 
möchte Kabinettsrats-Beschluss, der der 
Öffnung des Asslinger Weges gegolten hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Heinl: Wenn Pass-Zwang aufhört. 
Glanz: Jetzt finden Verhandlungen mit den 
Ländern statt. 
 
 
 
 
Beschluss: Ressortminister sollen sich äußern 
[...] an den Ministerien. 

 
Pesta: Der Verein der heimattreuen 
Oberschlesier ist herangetreten, um Gestattung 
von Staatsgesprächen über Berlin, München, 
Breslau und Budapest zu führen mit Rücksicht 
auf Abstimmung in Oberschlesien. Sie weisen 
darauf hin, dass in Deutschland eine derartige 
Bewilligung erteilt wurde. Oberschlesisches 
Abstimmungs-Gespräch. 
In der Form überhaupt unmöglich. In 
Deutschland möglich, weil das ein Reich ist. Wir 

4) 
Pesta: Verein der Oberschlesier Gestattung von 
Staatsgesprächen über Berlin, München und 
Budapest zu führen mit Rücksicht auf die 
Abstimmung in Oberschlesien. 
„Oberschlesisches Abstimmungs-Gespräch“. 
Meiner Meinung nach wird das zu politischen 
Weiterungen führen. 
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können aber außerhalb solche Staatsgespräche 
nicht oktroyieren. Höchstens so, dass sie vor die 
übrigen dringenden Privatgespräche rangieren, 
für die Zeit der Abstimmung. Aber es müsste 
gezahlt werden. Diebstahl eines 
Namensverzeichnisses der Abstimmungs-
Berechtigten. Ich fürchte, wenn man den Leuten 
dort eine Begünstigung gibt, dass das politische 
Weiterungen haben könnte. 
Breisky: Kann man nicht den Leuten sagen, man 
kann euch nicht die dringenden Gespräche 
geben, aber ihr könnt von irgendeiner staatlichen 
[58] // 
Stelle aus telefonieren.  
Heinl: Es wäre doch am einfachsten, wenn die 
Leute von der deutschen Gesandtschaft aus einer 
amtlichen deutschen Stelle sprechen würden. 
Wir könnten unsere Leute anweisen, in dieser 
Zeit ganz besonders entgegenzukommen. 
Mayr: Eventuell noch als Ersatz irgendein 
Staatsamt, das der deutschen Gesandtschaft 
gegeben würde. 
# Einverstanden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Breisky: Könnte man den Leuten nicht sagen, 
dass wir kein Erstgespräch zahlen, aber ihr dürft 
von irgendeiner staatlichen Behörde aus 
telefonieren. 
 
Heinl: Die Herren von der deutschen 
Gesandtschaft und Konsulat müssen das 
Telefonieren zahlen. Wir dürfen uns nicht zu 
weit vorbeugen, wenn wir auch das größte 
Interesse an Oberschlesien haben. 
Mayr: Wenn das nicht genug würde, so könnte 
man eventuell auch der deutschen Gesandtschaft 
einen Ersatz bei uns geben. 

 
Pesta: Forderungen der sozialdemokratischen 
Gewerkschaft nach Verdoppelung der 
Teuerungszulage ab 1. III. und eines gewissen 
Vorschusses zur Auszahlung in diesem Monat, 
der sich für Wien auf 500 Kronen stellen würde. 
Ich habe mir Tomschik kommen lassen und 
gleich gefragt, ob auseinandergesetzt, dass das 
Gerücht, dass die Industrie bereit ist, 20 
Milliarden zur Verfügung zu stellen, der Anlass 
zu der Forderung war. Tomschik hat gesagt, das 
ist nicht der Fall; aber man kann die Leute nicht 
mehr halten, wenn sie nicht auf die 1000 Kronen 
Woche eines Teils der Industrie kommt. Er sagt, 
man könnte auf die Sozialdemokraten zum 
Schweigen bringen, wenn man diese Liste [...] 
erfüllen würde. Es hat mir den Eindruck 
gemacht, dass er die Leute nicht mehr halten 
kann, und es hat mir den Eindruck gemacht, dass 
er den Generalstreik fürchtet. Ich habe ihm 
gesagt, dass das Erfordernis eines 20000 Kronen 
Betrages für alle Staatsbediensteten 5,2 
Milliarden ausmachen würde. Und dass ich nicht 
wüsste, wie die Bedeckung gefunden wird. Ich 
habe ihm dies gesagt, aber er ist dabei geblieben. 
Ich glaube, dass die Situation eine solche ist, 
dass man die Anforderung in einem Zeitpunkt 

5) 
Pesta: Forderung der sozialdemokratischen 
Gewerkschaft nach Verdoppelung der 
Teuerungszulage ab 1./3. und eines gewissen 
Vorschusses zur Auszahlung noch in diesem 
Monat (ungefähr 500 Kronen).  
Habe Tomschik aufmerksam gemacht. Tomschik 
hat gesagt, sie können ihre Leute unmöglich 
mehr halten, wenn man sie nicht auf die 1000 
Kronen Woche bringt, welche die Industrie 
bereits allgemein zahlt. Er machte auf den 
besonderen Ernst der Situation aufmerksam. Die 
jungen Leute erkennen nicht mehr die alten an.  
 
 
 
 
 
 
Er fürchtet den Generalstreik. Das 
Gesamterfordernis würde 5,2 Milliarden 
betragen. 
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Rechnung tragen sollte, dass nicht erst wieder 
Eindruck unter Druck nachgegeben werde, die 
Schäden für die Öffentlichkeit bringen. 
Terminiert: mit 1.3. muss durchgeführt sein. 
Mayr: Wie steht es mit der Forderung der 5000 
Kronen? 
Grimm: Mir ist mit geteilt worden, dass die 
Forderung unter Streikdrohung gestellt wurden. 
Diese Forderung der Eisenbahner ist eigentlich 
das bescheidenste. Nämlich nicht so 
unbescheiden die Hoheits-Beamten, 
Zentralverband, die eine Verdoppelung ihres 
Bezugs um 100 Prozent haben wollen, unter 
Unterstützung der akademischen 
Gewerkschaften. Die Forderungen der 
Eisenbahner würden bei Ausdehnung auf 
sämtliche Staatsbediensteten 4,7 Milliarden 
ausmachen erfordern. Die anderen Forderungen 
würden noch weiter gehen. 
Ich kann nur nochmals sagen, wir stehen wieder 
vor einer anderen Entscheidung. 
Geheim: || 27. II. 35 Milliarden Notenumlauf. 
Mit Giroguthaben 40 Milliarden // 
Was für eine Wirkung das auslösen würde, wenn 
das mit der Noten-Inflation fortschreitet! 
Es müsste die Regierung es wirklich einmal 
darauf ankommen lassen. Aber dann ist natürlich 
ein Nachgeben ausgeschlossen. Wir müssen 
wenigstens über diesen Monat hinauskommen, 
damit wir erfahren, wie es in London und Paris 
um uns steht.  
Diese Noten-Inflation ist aber nicht auf 
Verfügungen dieser Regierung zurückzuführen. 
Denn wir haben immer die Bedeckung 
geschaffen. Spitzmüller hat gesagt, dass die 
Wiener Int[...] etwas tun muss, um die Inflation 
einzudämmen. Darum glaube ich, daß man das 
zu schieben trachtet, soviel als möglich. 
Verhandlungen auf Grundlage kleiner 
Vorauszahlungen. 
Pesta: Vielleicht kann man jetzt darüber hinaus 
kommen mit den 500 Kronen am 20.2. 
 
Mayr: Ich habe im Klub verhandelt. Habe 
berichtet über die wichtigsten Fragen und auch 
über die Beamtenforderungen. Verdoppelung der 
Teuerungszulage und 5000 Kronen das andere. 
Ich habe gesagt, dass wir zur Anschauung 
gekommen sind, dass wir es nicht haben. Es 
mögen sich auch die Klubs äußern, ob sie uns 
decken. Die Regierung ist überhaupt nicht in der 

 
 
 
 
 
 
Grimm: Diese Forderung der Eisenbahner ist 
eigentlich noch nicht so unbescheiden als die 
Forderung der übrigen Beamten, die eine 
Änderung der Bezüge überhaupt haben wollen 
(Zentralverband mit Unterstützung der 
Gewerkschaft). 
Die Forderungen der Eisenbahner würde jährlich 
4,7 Milliarden erfordern. Die anderen 
Forderungen berücksichtigen allerdings, dass 
Leistungsprinzip, gehen aber noch weiter. 
Wir stehen wieder vor einer anderen 
Entscheidung. Wir haben keine anderen Mittel, 
ob es die Beamtenschaft aushält. Spitzmüller hat 
erklärt, dass es nicht weitergeht. Die Bank wird 
die Initiative ergreifen müssen, zur Abdämmung 
der Noteninflation. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pesta: Vielleicht kommt man bis 1.3. hinaus, 
wenn man die Zahlung der 500 Kronen bis 20. 
Februar übernimmt. 
Mayr: Ich habe auch im Klub Bericht erstattet. 
Wenn wir es entsprechend begründen, würde der 
Klub es halten. Das ist aber gefährlich, weil der 
Streik dann kommt. Wir sollen in Gesetzesform 
eine Bedeckung bringen. Einmalige 
Aushilfsbewilligung. 
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Lage, auf irgendetwas einzugehen. Wenn wir es 
bezahlen können, so würde uns der Klub halten. 
Aber es ist sehr gefährlich, weil ja dann der 
Streik sicher kommt. Am liebsten wäre es ihnen, 
wenn die Regierung wenigstens in 
Verhandlungen eintritt auf einer niedrigeren 
Basis und die Verhandlungen weiterführt und 
wenn die Regierung dann zu einer Millionen-
Aushilfe von 1000 Kronen für alle kommen 
sollte. Der Klub steht auch auf dem Standpunkt 
keine Ausgabe ohne Bedeckung, aber die 
Regierung muss Vorschläge für die Bedeckung 
kommen [sic!]. Vielleicht für die Bedeckung in 
gesetzlicher Form. 
Einmalige Aushilfe. Bedeckung rasch 
vorschlagen und dann die Leute verweisen auf 
weitere Verhandlungen. 
Klub hat Beschwerde geführt, dass im 
Finanzministerium Beamte noch immer 
aufgenommen werden. 
Pesta: Ich möchte vor irgendeiner einmaligen 
Zahlung warnen. Jede einmalige Zahlung hat 
nur die Folge gehabt, dass die 
Besoldungsordnung niemals das Licht der Welt 
erblicken kann. 
Grimm: Die Hoffnung, dass mit der 
Besoldungsordung alles in Ordnung geht, teile 
ich absolut nicht. 
Heinl: Ich werde mich bezüglich der 
Postsparkassa sehr interessieren. 
Grimm: Anknüpfend an Bemerkung des 
Vorsitzenden betreffend Beamten aufnehmen. 
Bitte, dass der Ministerrat den Beschluss fasst, 
dass gleichzeitig mit der Besoldungsordnung das 
Gesetz eingebracht wird, wonach die Beamten 
zwangsweise auch in anderen Ressorts 
verwendet werden können. Es sollte diese auch 
in die Übelhör-Kommission einbezogen werden. 
#. 
Pesta: Das Eisenbahn-Personal muss auch 
einbezogen werden. 
Entwurf soll von der Kommission gemacht 
werden. 
Angenommen. 
Mayr: Vorschlag mit den Beamten zu 
verhandeln über ihre jetzige Forderungen sie 
aufmerksam machen auf die Unhaltbarkeiten der 
finanziellen Lage, dass wir selbst erst die 
Entscheidung erwarten, über unsere Existenz-
Möglichkeit daher nicht zustimmen können, 
dass aber die Regierung ihren guten Willen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pesta: Ich warne vor irgendeiner einmaligen 
Bezahlung. Auch wird die Besoldungsordnung 
immer wieder aufgeschoben und dadurch 
verschlechtert. 
 
Grimm: Ich teile nicht die Hoffnung, dass mit 
der Besoldungsordnung alles gut sein wird. 
Heinl: Werde bezüglich Postsparkassa alles 
daran setzen, um Übelstand abzustellen. 
 
Grimm: Angeblich Beamten-Überfluss. Auch im 
[...] Ausschuss ist der Abbau der Beamten 
verlangt worden. Antrag: Dass gleichzeitig mit 
der Besoldungsreform (oder in der 
Besoldungsreform selbst) ausgesprochen wird, 
dass die Beamten auch in andere Ressorts 
verwendet werden können. Notwendig ist es. 
Angenommen mit dem Zusatz, das Recht die 
Bundesbeamten mit dem Zusatz, dass das Gesetz 
[...]stand dem Ministerrat im Entwurf vorzulegen 
ist. 
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zeigen will und einmalige Auszahlungen 
machen will. [59] // 
Wilfing: Die Staatsbediensteten verlangen eine 
Verdoppelung der gesamten Bezüge. Der eine 
Teil hält die 5000 Kronen aufrecht, die 
Akademiker wollen aber die Verdoppelung.  
Sie wollen die Erhöhung der Familienzulage 
nicht mitmachen. Das Ersparnis dort wollen sie 
verwenden für die Erhöhung der übrigen 
Bezüge. Wenn man die Eisenbahner-Forderung 
vergleicht mit der Forderung der 
Staatsbediensteten so sagt man, dass bei Dienern 
und Unterbeamten sich eine Erhöhung um 100 
Prozent ergibt. Bei den Beamten jedoch eine 
weit geringere Erhöhung. Das wäre ein 
Zurückschrauben des Leistungsprinzips, welches 
unmöglich durchzusetzen wäre. 
Zurückschrauben des Leistungsprinzips ist 
unmöglich. Die Staatsbediensteten würden sich 
zufrieden erklären, wenn man im Rahmen der 
Vorhaben bereitgestellten Mittel von einer 
gewissen Verwendungs-Gruppe ausgehend 
(11. Gruppe) die Gehälter etwas erhöhen über 
die Eisenbahner.  
Pesta: Mir geht es hauptsächlich darum, dass 
beide Gruppen, die pragmatisierten und die nicht 
pragmatisierten in toto dasselbe bekommen.  
Grimm: Man kann den Leuten jetzt, wenn wir 
unmittelbar vor der Entscheidung über die 
Kreditfrage stehen, überhaupt nichts Konkretes 
sagen. Man müsste die Beamten zu überzeugen 
trachten, dass es jetzt nicht geht, dass sie aber 
die nötige Einsicht, und ihnen helfen wollen. 
Pesta: Ich glaube, dass man mit 500 Kronen 
Auszahlung um Mitte Februar noch bis Mitte 
März hinauskommt. Aber man müsste doch den 
Leuten sagen. 
# Die beiden verhandelnden Zentralstellen 
hätten auf ihre Beamten einzuwirken und ihnen 
vor Augen zu halten, dass es vorläufig nicht 
angeht über die von ihnen gestellten Forderung 
meritorisch zu verhandeln, weil wir jetzt mitten 
in der Frage der Lösung der Kreditfrage stehen 
und erst sehen müssen, ob und inwieweit uns 
von außen geholfen wird. Damit aber die 
Beamten erkennen, dass die Regierung in 
Bedeckung das Menschenmöglichste fordert, ist 
die Regierung bereit, den Eisenbahn-
Bediensteten einen abgestuften Vorschuss von 
500 Kronen und den Staatsbediensteten diesen 
noch aus der Angleichung restierenden 

 
 
Wilfing: Die Staatsbeamten verlangen eine 
Verdoppelung der gesamten Bezüge. Wenn die 
Verdoppelung der Teuerungszulage, dann noch 
Ausbau der Gehälter. * Gegen eine Eindämmung 
des Leistungsprinzips haben sich die Beamten 
aufs Schärfste ausgesprochen. Wir können die 
Beamten mit der Änderung der Teuerungszulage 
allein zufriedenstellen. Wenn wir einen Teil 
dessen, was die Änderung der Erhöhung der 
Familiengbühren kostet könnte eine Erhöhung 
… 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grimm: Man müsste versuchen, die Beamten 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die beiden verhandelnden Zentralstellen hätten 
auf ihre Beamte einzuwirken, vor Auge zu 
halten, dass es vorläufig nicht angeht, über die 
von ihnen gesetzlichen Forderungen meritorisch 
zu verhandeln, und zwar mit der Begründung, 
dass wir mitten in der Lösung der Kreditfrage 
sind, dass wir in kurzer Zeit sehen werden, ob 
und inwieweit uns geholfen helfen wird. Damit 
aber die Beamten erkennen, dass die Regierung 
in Bedeutung ihrer Situation das 
Menschenmögliche tut, ist die Regierung bereit, 
den Bahnbediensteten den Vorschuss von 500 
Kronen und den Staatsbediensteten den noch aus 
der Angleichung restierenden Vorschuss von 
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Vorschuss von 1000 Kronen noch in diesem 
Monat flüssig zu machen. Gleichfalls wird aber 
die Regierung verpflichtet, für die Bedeckung 
dieser Auslage Sorge zu tragen. 
Angenommen. 
Wilfing: Die Regelung muss in den Grundzügen 
angegangen werden, man muss wissen, was man 
den Beamten bieten kann. Es ließe sich 
vielleicht machen, dass die Beamten auf die 
Erhöhung der Familienzulage ganz oder 
teilweise verzichten. Dadurch wird Geld erspart 
und das wollen die Beamten zur Verbesserung 
der Gehälter verwenden. Dafür liegen 
verschiedene Vorschläge vor. Nach dem 
Eisenbahner-Muster wäre die Erhöhung bei 
Dienern hundert Prozent, in anderen Kategorien 
nur 49 Prozent. Das geht nicht. Es müsste eine 
gleichartige Erhöhung ermittelt werden und 
dann müsste jedem soviel dazugegeben werden 
wie den Eisenbahnern. // 
Man müsste von einer gewissen Gruppe an /: 
zum Beispiel 11. :/ eine Steigerung machen. 
# Verhandlungen ungefähr in der Richtung mit 
den Staatsangestellten, dass der Betrag aus der 
Neuregelung der Eisenbahner offiziell ab 1.1.21 
auf die Staatsangestellten entfällt, nicht in der 
gleichen Weise aufgeteilt werden muss, wie dies 
bei der Regelung der Staatsbahner geschehen ist, 
sondern in der Weise, dass zwar die Erhöhung 
der Teuerungszulage auf den gleichen Betrag 
vorgenommen wird, wie bei den Eisenbahnern 
in Wien (20000 Kronen und dann fallend), dass 
dagegen die Erhöhung der Gehälter nicht wie 
bei den Eisenbahnern vorgenommen wird: Das 
ist also nicht mit 40 Prozent des Gehalts bei 100 
Prozent Orts-Zuschlag sondern mit einem 100 
Prozent des Gehalt bei 40 Prozent Orts-Zuschlag 
übersteigenden Prozentsatz in allen 
Besoldungsgruppen, wobei in den untersten 
Gruppen, die auf die anrechenbaren Bezüge der 
Eisenbahner noch fehlenden Differenzen noch 
auszugleichen wären. Für die Gruppen mittleren 
und höheren Gruppen etwa von der 11. 
Angefangen, würde sich im Endergebnis eine 
am Anfang geringfügige, später steigende 
Erhöhung der Gehälter und der Vorrückungs-
Beträge der Staatsbeamten gegenüber den neuen 
Sätzen der Eisenbahner ergeben. Diese 
Regelung wird dadurch ermöglicht, dass die bei 
den Eisenbahnern durchgeführten Erhöhungen 
der Familien-Zulage bei den Staatsbeamten nicht 

1000 Kronen noch in diesem Monat flüssig zu 
machen. Gleichzeitig wird die Regierung aber 
verpflichtet, für die Bedeckung dieser Auslage 
Sorge zu tragen. 
I. 
II. Wilfing: Diese Regelung muss nun in den 
Grundzügen festgestellt werden; aufgrund 
unverbindlicher Bezeichnungen mit der 
Organisation ließe es sich machen, dass die 
Beamten auf der Erhöhung der Familienzulage 
ganz oder teilweise verzichten. Dadurch wird 
Geld erspart und dasselbe verwendet werden. 
Akademiker Forderungen erhoben, nach 
Verdoppelung der Bezüge. Das deutete hin auf 
eine gleichmäßige Prozenterhöhung. Dass wir 
eine gleichartige Erhöhung für alle Angestellten 
ermitteln und soviel zugeben, dass jeder 
Angestellte soviel erhält, wie der Eisenbahn-
Beamte. 
Antrag: Ungefähr auf folgender Grundlage: [57]  
// 
 
Verhandlung in Richtung mit den 
Staatsangestellten, dass der Betrag, der für aus 
der Neuregelung der Eisenbahner-Bezüge ab 
1.1.21 auf die Staatsangestellten entfällt, nicht in 
der gleichen Weise (Prozent errechnet) aufgeteilt 
werden muss, wie dies bei der Regelung der 
Staatsbahn-Beamten geschehen ist, nur in der 
Weise, dass die Erhöhung der Teuerungszulage 
auf den gleichen Betrag vorgenommen wird (20 
Millionen für Wien), wie bei den Eisenbahn-
Beamten, dass dagegen die Erhöhung der 
Gehälter nicht wie bei den Eisenbahnern 
vorgenommen wird, das ist also nicht mit 40 
Prozent des Gehalts bei hundert Prozent Orts-
Zuschlag, sondern mit einem hundert Prozent 
des Gehaltes bei 40 Prozent Orts-Zuschlag 
übersteigenden Prozentsatz, sodass in alle 
Besoldungsgruppen, wobei in den untersten 
Gruppen die auf die anrechenbaren Bezüge der 
Eisenbahner noch fehlenden Differenzen 
auszugleichen wären. Für Gruppe mittleren und 
hohen Gruppen etwa von der IX. Gruppe 
angefangen würde sich im Endergebnis eine am 
Anfang geringe, später steigende Erhöhung der 
Gehälter und der Vorrückungs-Beträge der 
Staatsbeamten gegenüber den neuen Sätzen der 
Eisenbahner ergeben. Diese Regelung wird 
dadurch ermöglicht, dass die bei den 
Eisenbahnern durchgeführte Erhöhungen der 
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oder nicht voll durchgeführt werden. 
 
 
Angenommen. 

Familien-Zulage (Frauen- und Kinder-Zulage) 
bei den Staatsbeamten nicht oder nicht voll 
durchgeführt wird. 
Angenommen. 

 
Grimm: Es wird morgen im Budget-Ausschuss 
auch verhandelt werden, der Bericht der 
Liquidierungs-Inspektoren [...] und [...]. Es wird 
auch die Frage der Ausgestaltung dieser 
Institution überhaupt aufgerollt werden. 
Stellungnahme des Finanzministers. Ich würde 
den Standpunkt vertreten, dass die Stellung der 
Liquidierungs-Inspektoren mit Rücksicht auf die 
Ersparungs-Kommission überhaupt überflüssig 
ist.  
 
 
 
 
 
Mayr: Es wird dann heißen, dass die Regierung 
jede Kontrolle ausschließen will. Ich würde mir 
einen solchen Antrag nicht getrauen. 
Resch: Der Ministerrat nimmt hier keine 
Stellung insofern ... 
Im Übrigen muss man es dem Finanzminister 
überlassen, wie er sich äußert über die Tätigkeit 
der Inspektoren. 
Angenommen. [60] //  

6) 
Grimm: Es wird morgen im Budget-Ausschuss 
verhandelt werden der Bericht, der 
Liquidierungs-Inspektoren. Es wird dabei die 
Frage aufgeworfen werden, die Frage der 
Ausgestaltung dieser Institution überhaupt. Es 
fragt sich, welche Stellung das 
Finanzministerium einzunehmen hat. Ich werde 
den Standpunkt einnehmen, dass diese 
Institution überflüssig durch die Ersparungs-
Kommission ist. Eine Vermengung zwischen 
Administration und Legislative ist nicht möglich. 
Resch: Als Kontrolle wird sie bleiben müssen. 
Jetzt aber haben sie sich dazu ausgebildet, dass 
sie Aufträge selbst erteilen. 
Mayr: Der Kabinettsrat nimmt keine Stellung zu 
dieser Frage. Aus politischen Gründen dürfen 
wir nicht wagen, die vollständige Auflösung zu 
beantragen.  
 
Im Übrigen müssen wir es dem Herrn 
Finanzminister überlassen, sich über die 
Tätigkeit der Inspektoren zu äußern. 

 
Mayr: Eine Staatsbeamten-Vereinigung hat eine 
Beschwerde … 
Pesta: Anlässlich der Beilegung des Streiks der 
Postbediensteten hat die Personal-Vertretung für 
die Beprechung des Dienstrechts von der 
Personal-Vertretung von den Gewerkschaften 
und Mitglieder verhandelt werden soll. Die drei 
Gewerkschaften haben sich geeinigt, haben 
sechs Mitglieder, dann offiziell vier Mitglieder 
(zwei sozialdemokratisch, ein christlichsoziales, 
ein deutschnationales) gewählt, um über den 
Entwurf der Dienstvorschrift zur Errichtung der 
Personal-Vertretungen zu beraten. Sie haben den 
Entwurf fertig gestellt und in den Verkehrs-
Ausschuss gebracht. Nun hat im Verkehrs-
Ausschuss, obwohl die Vertreter der 
Gewerkschaften vereinbart hatten, dass an der 
vereinbarten Fassung keine Änderung 
vorgenommen werden dürfe, der Nationalrat 
Haider den Antrag gestellt, dass hinsichtlich der 

7) 
Mayr: Eine Staatsbeamten-Vereinigung hat eine 
Beschwerde wegen der Wahlen (Pauenfeind). 
Anlässlich der Beilegung des Post-Streiks wurde 
die Zusicherung gegeben, dass die Personal-
Vertretung als solche für die Besprechung des 
Dienstrechts von den Gewerkschaften 
unmittelbar verhandelt werden soll. Alle drei 
Gewerkschaften haben sich geeinigt und vier 
Mitglieder bestimmt (zwei sozialdemokratische, 
je ein Mitglied von den anderen 
Gewerkschaften). Um über den Entwurf der 
Dienstvorschriften schlüssig zu werden. Sie 
haben im guten Einvernehmen den Entwurf 
fertiggestellt. Nachdem er einige Abänderungen 
der ursprünglichen bisher in Umlauf 
gestandenen Dienstvorschrift über die Personal-
Vertretungen Einhalt bieten, wurden auch diese 
Änderungen der [...] [...] Dienstvorschrift auch in 
den Verkehrs-Ausschuss gebracht. In diesem hat 
plötzlich der Nationalrat Heider den Antrag 
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Wahl-Aufstellung der Wählerlisten ein Zusatz 
aufgenommen wird. Im Verkehrsausschuss 
haben sich die sozialdemokratische Partei an den 
Zusatz nicht interessiert erklärt, die 
Deutschnationalen haben auch nicht Stellung 
genommen. Und so hat der Verkehrsausschuss 
einstimmig den Zusatz angenommen. Nun hat 
die Gewerkschaft Pauenfeind protestiert. Ich 
habe ihnen gesagt, die Stelle, wo sie ihre 
Bedenken geltend zu machen gehabt hätten, 
wäre der Verkehrs-Ausschuss gewesen. Seitdem 
habe ich in der Sache nichts mehr gehört. Heute 
Abend haben sie das Postverordnungs-Blatt von 
9.2. gebracht, welches den Passus nicht enthält. 
Mayr: Passus: Eine Gewerkschaft, die noch 
nicht ein Jahr besteht, hat kein Wahlrecht. 
Sie wünschen, dass der Kabinettsrat zustimmt, 
dass dieser Passus herauskommt. 
Pesta: Nun ist der Passus jetzt hier nicht drinnen. 
Mayr: Der Ministerrat will niemanden 
benachteiligen in seinem Wahlrecht, ist aber 
nicht in der Lage, eine Entscheidung zu fällen 
und ist dafür, dass die Leute unter sich die Sache 
bereinigen. 
# Angenommen. 

gestellt, dass hinsichtlich der Aufstellung der 
Wahl-Listen ein Zusatzantrag aufgenommen 
wird. 
Ich habe den Rat gegeben, sie mögen sich auf 
gütlichem Weg einigen.  
 
 
 
 
 
 
Heute sind sie gekommen und haben mir das 
Postverordnungs-Blatt gebracht (9.2.) und dieses 
enthält diesen Passus nicht. 
Mayr: Sie wünschen, dass der Kabinettsrat 
zustimmt, dass dieser Passus hinauskommt. 
 
 
 
Der Kabinettsrat will niemanden benachteiligen 
in seinem Wahlrecht, er kann aber eine 
Entscheidung nicht fällen und nur wünschen, 
dass die Herren unter sich einig werden. 

Ad 1) 
Kriegswirtschaftliche Verhandlung 
Angenommen. 
 

8) 
Mayr: Kriegswirtschaftliches-
Ermächtigungsgesetz. 
Genehmigt. 

Organisationsstatut. 
Schechner hat den Entwurf vorgelegt mit der 
Frage, ob der Ministerrat darauf grundsätzlich 
eingeht oder nicht. Gestelltes Ultimatum: Wenn 
wir erklären, dass wir die Wirtschafts-
Kommission nicht für vollwertig erklären, so 
werde er sich überhaupt keine Mühe geben. Er 
hat einfließen lassen, dass die Sozialdemokraten 
eine Zeitlang zuschauen werden und erst dann 
mittun, wenn ernst gemacht wird. Wir müssten 
ihnen sagen, dass wir die Kommission als sehr 
wertvoll betrachten. Dann ist er mit dem Statut 
gekommen und wir haben gesagt, wir sind 
grundsätzlich dafür, müssen aber uns die Details 
dem Ministerrat überlassen. 
Heinl: < Die vorgeschlagene Kommission würde  
einen formalen Reichswirtschaftsrat darstellen. 
Mitzuwirken(?) >. Ich würde glauben, dass man 
nicht brüsk ablehnt und verhandelt, aber das 
Statut darf nicht so ausschauen. 
Grünberger: Vollkommen anschließen. Es ist  

9) 
Mayr: Punkt 2) 
Schechner stellte ein Ultimatum. Wenn wir ihm 
erklären, dass wir die Wirtschafts-Kommission 
nicht für vollwertig anerkennen, dann wird er 
sich überhaupt keine Mühe geben. Auch die 
Sozialdemokraten werden nur eine Zeitlang 
zuschauen. 
 
 
 
 
 
 
 
Heinl: Die Kommission wird einen förmlichen 
Reichswirtschaftsrat darstellen. Also nicht brüsk 
ablehnen, Regierung bereit, einzutreten in die 
Verhandlungen. 
 
Grünberger: Gar nicht zu entnehmen, ob gedacht 
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daraus nicht zu nehmen, ob es ein Beirat der 
Regierung ist oder eine selbständige 
Körperschaft. Im V.S.A. ist eine 
reichswirtschaftliche Kommission angemeldet. 
Sie ist zusammengesetzt aus beiden Parteien 
(Produzenten und Konsumenten) mit besonderer 
Vorsorge, dass jedes Land einzeln berücksichtigt 
ist. Sie haben sich so gut bewährt, dass vor 
allem eine vollkommene Abgrenzung zwischen 
den beiden Kommissionen eintreten müsste. 
Besonders weil man ja, wie erwähnt, den 
Charakter der neuen Kommission hier nicht 
kennt. 
Haueis: Schließe mich den beiden Vorrednern 
vollkommen an. Ich glaube auch, dass die Arbeit 
nicht vereinfacht würde, sondern sehr erschwert 
würde. 
Mayr: Von Bundeskanzleramt liegt folgende 
Äußerung vor: < >. 
Breisky: Ich würdige vollkommen die 
Ausführungen Heinl. Das Ganze ist aber bloß 
eine Aufmachung. Wenn man den § 3 weglässt, 
so ist eigentlich nichts verfänglich. Unerträglich 
ist aber der § 3. Ich habe versucht, ihm eine 
andere Fassung zu geben, glaube aber, dass der 
Ministerrat heute nicht Stellung nehmen kann. 
Wir müssen aber Schechner eine Antwort geben. 
Man müsste ihm sagen, dass der Ministerrat 
nicht in der Lage ist, auf dieser Grundlage zu 
einer Entscheidung zu gelangen. Es müsste die 
Kommission zunächst selbst versuchen, ein 
Statut zu beschließen, und dann erst würden wir 
dazu Stellung nehmen. 
Mayr: Schechner hat zunächst nur gefragt, ob 
die Regierung grundsätzlich. 
Grimm: Dieses Statut soll eine möglichst breite 
Grundlage bilden. Der nächste Schritt würde die 
Bildung von 10 Ausschüssen sein [61] // 
Im allgemeinen schließe ich mich Heinl an. Ich 
stimme vollkommen bei, dass § 3 von 
Standpunkt der Regierung unerträglich ist. 
Ebenso müsste § 6 geändert werden. Von 
finanziellen Standpunkt hat es Bedenken gegen 
Bestimmung der Reisekosten durch Präsidenten. 
Ich weiß auch nicht, warum es jetzt auf einmal 
„Wiederaufbau“ heißt. Man braucht das Statut 
nicht abzulehnen, glaube aber, dass man ihm, 
bevor er es in die Sitzung bringt, sagt, in 
welcher Richtung man nicht zustimmt.  
§ 3 §1 (5,6) und gewisses Recht der Mitglieder 
auch der Titel. 

als Beirat oder aber als eine selbständige 
Körperschaft, die dann wieder ohne Gesetz nicht 
anstehen kann. Strenge Scheidung zwischen 
Wirtschafts-Kommission im 
Ernährungsministerium.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Haueis:  Schließt sich Handel- und Ernährung 
Ausführungen an. 
 
 
Bundeskanzleramt: Äußerung 
 
Breisky: Das Ganze ist mehr eine bloße 
Aufmachung, wenn man den § 3 ausschlachtet. 
Und dieser ist unerträglich. Der Ministerrat ist 
heute nicht in der Lage, Stellung zu nehmen. 
Dem Schechner sagen: Der Ministerrat hat das 
Statut eingehend durchbesprochen und zur 
Erkenntnis gelangt, dass er nicht so einfach 
annehmen kann. Die Kommission muss selbst 
ein Statut beschließen und dass wir zu diesem 
Statut erst nach Einvernehmen der beteiligten 
Kreise Stellung nehmen. 
 
 
 
 
 
Grimm: Eine möglichst breite Grundlage: 
Echter(?) Schechner. § 3 unmöglich.  
 
 
 
 
Von finanziellen Standpunkt Bedenken wegen 
der Reisekosten, deren Bestimmung dem 
Präsidenten obliegen soll.  
 
 
Bevor er es aber durch […]werte, sollten wir 
ihm sagen, was die Regierung grundsätzlich 
nicht entnehmen könnte. Auch der Titel macht 
nach außen hin einen ganz falschen Eindruck.  
Verfassungsdienst, Handel, Finanz, 
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# Es wird ihm die Mitteilung gemacht, dass man 
sich beschäftigt hat. Ein Statut nicht ablehnt, 
aber die gewachsenen Wünsche ihm zur 
Kenntnis bringt. Der Ministerrat wäre bereit, 
eine Sitzung mit ihm abzuhalten über das Statut 
durch Vermittlung des Bundeskanzleramtes. 
Verfassungsdienst, Handel und Gewerbe, 
Volksernährung, Finanz, Landwirtschaft. 
Grünberger: Jeder von uns wird einen Herrn von 
uns ganz genau [...] und dann wird im 
Bundeskanzleramt mit diesen Leuten und 
Schechner eine Sitzung abhalten. 

Volksernährung,  Ackerbau. 
Kabinettsrat wäre bereit, mit ihm zusammen das 
Statut in der Weise abzuändern, dass er den 
Wunsch der Regierung Rechnung trägt; Sitzung 
durch das Bundeskanzleramt mit Beziehung der 
Ministerien Handel, Ernährung, Finanz und 
Ackerbau. 

5) 
Pesta: Sommerzeit. 
Grünberger: Mache ich aufmerksam: Im vorigen 
Jahr hat die Entente im allerletzten Moment mit 
Energie(?) aus Ersparungs-Rücksichten für die 
Sommerzeit eingetreten. 
Grimm: Ist nicht mit der Ablehnung für den 
Verkehrsdienst auch die Ablehnung für die 
Allgemeinheit verbunden? Von Standpunkt der 
Ersparnis ist die Sache doch nicht gar zu leicht 
zu nehmen. 
Mayr: Wir sind überall ausgelacht worden. 
Haueis: Die Bauern sind überall entschieden 
dagegen. 
Heinl: Die Ersparungen sind gar nicht zu gering 
anzuschlagen Die Elektrowerke haben eine 
Minderausgabe von 40 Milliarden gehabt.  
Angenommen. 
24-stündige tägliche Zeitrechnung. 
Angenommen. 

10) 
Pesta: Punkt 5. 
Grünberger: Im Vorjahr hat die Entente mit 
Energie(?) aus Ersparnismaßnahmen für die 
Einführung der Sommerzeit eingetreten ist. 
 
Grimm: Frage, ob mit der Sommerzeit im 
Verkehrsdienst auch die allgemeine Sommerzeit-
Einführung ausgeschlossen sein soll. Aus 
Ersparungs-Rücksichten sollte man nicht so 
leicht darauf verzichten. 
 
 
 
Heinl: Die Elektrowerke haben eine 
Mindereinnahme von 40 Milliarden allein 
aufzuweisen gehabt. Für die ganze Stadt hat die 
Sommerzeit schon sehr große Vorteile gehabt. 
 
Angenommen. 

 
Glanz: Stände. 
Vertraulich: Hallier hat diplomatische Schritt 
empfohlen. 
Angenommen. 

11) 
Glanz: Zwei neue Noten des General Zuccari 
eingelangt. (Stand- und Material-Frage). 
General Hallier hat Glanz aufgesucht und gesagt, 
dass die österreichische Regierung diplomatische 
Schritt unternehmen sollte. 
Angenommen. 

Müller 
Zabenig(?) 
Novakowski 
Glanz: Materielle Forderung des 
Heeresüberwachungs-Ausschusses. 
Angenommen. 

12) 
 
 
Glanz: Forderungen des i.a. 
Heeresüberwachungs-Ausschusses. 
Angenommen. 

 
Glanz: 3a, b., c., d, e, f, g, h, i 
Angenommen 

13) 
Glanz: Punkte a, b, c, d, e, f, g, h, i. 
Antragsgemäß genehmigt. 

¾ 12 h. Freitag, 3 h. [62] // ¾ 12. Nächste Sitzung: Freitag Nachmittag. [63] 



45 – 1921-02-15 

// 
 

 




































































































































